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Abwägung 
 

zum Bebauungsplan Nr. 543-1 „Gesamtentwicklung Berg –
Teilbereich 1 und 2“ 

 
Die Beteiligung von Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange für den  
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 543-1 „Gesamtentwicklung Berg, 
Teilbereich 1 und 2“ nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde vom 20.03.2014 bis zum 
24.04.2014 durchgeführt. 
 
 
Es sind Stellungnahmen folgender Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange eingegangen: 
 
 
Polizeipräsidium Konstanz 
 
Kabel BW 
 
Landratsamt Bodenseekreis 
 
Regierungspräsidium Tübingen 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
 
Handwerkskammer Ulm 
 
 
Der Regionalverband Bodensee Oberschwaben teilte lediglich mit, dass keine 
Einwände bestehen. 
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Mit Schreiben vom 21.03.2014 gibt das Polizeipräsidium Konstanz folgende 
Stellungnahme ab: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Entscheidung zum Standort des Bildungshauses wird nicht mit dem 
Bebauungsplanverfahren festgelegt, sondern die politische Entscheidung, dieses 
Bildungshaus neu zu bauen, wird durch den Bebauungsplan lediglich umgesetzt. 
Bezüglich der Hierarchie der Erschließungsstraßen liegt ein Missverständnis vor. Die 
Lohrstraße und die Friedenstraße bleiben Tempo-30-Zonen. Nur haben beide 
gegenüber den neu geplanten Wohnstraßen eine übergeordnete 
Erschließungsfunktion. Natürlich bleibt hier die geschwindigkeitshemmende Wirkung 
vom „Rechts-vor-links-Einmündungen“ erhalten. 
Von der Lärmschutzwand wird nicht abgerückt, da hier dem Schutz vor Lärm ein 
größeres Gewicht eingeräumt wird und nur durch Lärmschutzfenster ein 
entsprechender Schutz zumindest für den Bereich der Terrassen nicht gewährleistet 
werden kann. Des Weiteren haben die Verkehrsteilnehmer, Fahrzeuglenker oder 
Radfahrer, wenn sie aus dem Gebiet kommen, sowieso auf den Verkehr zu achten 
und müssen sich daher langsam nähern. 
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Mit Schreiben vom 04.04.2014 gibt die Kabel BW folgende Stellungnahme ab: 
 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und an das SBA zur Koordination 
weitergegeben. 
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Mit Schreiben vom 15.04.2014 gibt das Landratsamt Bodenseekreis folgende 
Stellungnahme ab: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Zu A I. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes 
 
Zu 1: 
Die Bewertung des Schutzgutes „Landschaftsbild“ entsprechend des 
Bewertungssystems der Landkreise Bodenseekreis, Ravensburg, Sigmaringen ist im 
Umweltbericht ergänzt worden. 
 
Zu 2: 
Für Fledermäuse potenziell bedeutsame Gehölzstrukturen (Streuobstbestände) 
liegen außerhalb des Plangebiets und wurden daher noch nicht untersucht. 
Die Gesamtentwicklung Berg wird in unterschiedlichen Teilabschnitten realisiert. Der 
vorbereitende Umweltbericht (2013) bezieht sich auf das langfristig geplante 
Gesamtgebiet von rd. 8 ha. Da in diesem Gesamtgebiet zwei Streuobstbestände 
liegen, werden zukünftige faunistische Untersuchungen mit 2 bis 3 Begehungen 
sowie die Untersuchung der ggf. zu rodenden Streuobstbäume auf 
Bruthabitate/Quartiere als notwendig erachtet.  
Das im Umweltbericht vom Januar 2014 untersuchte Plangebiet umfasst jedoch nur 
die Teilgebiete 1 und 2 des Bebauungsplans Nr. 543-1 „Gesamtentwicklung Berg, 
Teilgebiet 1 + 2“ mit einer Gesamtfläche von 4,85 ha. Da die in diesen beiden 
Teilgebieten vorhandenen Biotopstrukturen keine bedeutsamen Vorkommen von 
Vögeln oder Fledermäusen erwarten lassen, wurde auf eine detaillierte 
Untersuchung verzichtet. Das Plangebiet ist mit hoher Wahrscheinlichkeit kein 
Brutgebiet für Acker- und wiesenbrütende Vogelarten wie die gefährdete Feldlerche 
und hat eine untergeordnete Bedeutung als Nahrungshabitat für Vögel. Das 
Plangebiet weist keine Fledermausquartiere auf. Potenziell für Fledermäuse 
bedeutsame Gehölzstrukturen außerhalb des Plangebiets (Streuobstwiesen) bleiben 
vom Vorhaben unberührt. 
 
Zu 3. 
Planverfasser, die Bauanträge im Kenntnisgabeverfahren nach § 51 LBO BW oder 
im vereinfachten Verfahren nach § 52 LBO BW einreichen, sind verpflichtet, die 
Vorgaben des Bebauungsplanes einzuhalten. 
Für genehmigungspflichtige Vorhaben gemäß § 49 LBO BW ist ein qualifizierter 
Freiflächengestaltungsplan mit einzureichen, auf dem u. a. dargestellt werden muss, 
wie die Maßnahmen umgesetzt werden. Ein entsprechender Hinweis wird 
aufgenommen. 
 
Zu 4.  
Die Stadt Friedrichshafen (AUN) stellt für die Ökokonto-Maßnahme 
„Umgehungsgerinne am Reinachwehr“ einen formalen Antrag auf Anrechnung der 
Ökopunkte bei der Unteren Naturschutzbehörde. 
Von einem positiven Bescheid bis zum Satzungsbeschluss ist auszugehen. 
Der Satz „Nach § 15 Abs. 6 Satz 2 BNatSchG sind Planungs- und Personalkosten in 
den Verrechnungsansatz einzubeziehen“ entfällt. 
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Zu A II Belange des Wasser- und Bodenschutzes: 
 
Die Maßnahme M3 wird entsprechend textlich geändert. 
Das Entwässerungskonzept ist vom Grundsatz her mit der Wasserrechtsbehörde 
abgestimmt. Die wasserrechtliche Erlaubnis wird beantragt. Das Oberflächenwasser 
der Gebäude wird über Retentionsmulden in den Regenwasserkanal in der 
Grötzelstraße abgeführt und in den Riedbach eingeleitet. 
Die Retentionsflächen befinden sich auf dem im B-Plan ausgewiesen öffentlichen 
Grünfläche, die im Süden an die Grötzel- und im Norden an die Friedenstraße grenzt. 
 
 
Zu CI Belange des Planungsrechts: 
Das im Teilgebiet 2 festgesetzte MI ist in die Legende aufgenommen worden. 
 
 
Zu CII Belange des Wasser- und Bodenschutzes: 
 
Zu 1.: 
Überlegungen zur Bewältigung der Starkregenproblematik fließen in die 
Entwässerungsplanung, die mit dem Landratsamt abgestimmt wird, ein. 
 
Zu 2.: 
Die Maßnahme „Entwicklung einer Nasswiese mit Herstellung von Tümpeln“ wurde 
auch für den Bebauungsplan „Pfannenstiel“ in Ansatz gebracht. Im Zuge des 
Verfahrens wurde innerhalb des Landratsamtes geklärt, dass die Maßnahme 
aufgrund der geringen Flächengröße nicht zu einem Eingriff in den Boden führt. 
Die endgültige Bilanzierung der Maßnahme „Bau eines Umgehungsgerinnes am 
Reinachwehr“ kann erst jetzt nach Abschluss der Bauarbeiten erfolgen, da die 
Maßnahmenkosten feststehen. Im Zuge der formellen Antragstellung auf Anrechnung 
der Ökopunkte bei der Unteren Naturschutzbehörde werden in der endgültigen 
Bilanzierung auch die Ökopunkte für Eingriffe in den Wald oder Boden entsprechend 
abgezogen. 
Das in das Ökokonto einzubuchende Punktepotenzial der Maßnahme (Punkte nach 
Herstellungskostenansatz abzügl. Eingriff in ÖP) wird dennoch deutlich über dem 
Bedarf für den Bebauungsplan „Gesamtentwicklung Berg- Teilgebiet 1+2“ liegen. 
Die Untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde des LRA wird bezüglich der 
festgestellten Arsengehalte auch in Zukunft weiter beteiligt. 

 
 
Zu C III Belange des Immissionsschutzes: 
Die Formulierung in Ziffer 3.14.2 wird entsprechend geändert. 
 
 
Zu  C IV Belange der Landwirtschaft: 
Die bestehenden landwirtschaftlichen Betriebe befinden sich sowohl vom Teilbereich 
1 als auch vom Teilbereich 2 ausreichend weit entfernt. Eine entsprechende 
gutachterliche Überprüfung muss erst bei der Überplanung der weiteren Abschnitte 
erfolgen. 
Die Bestandsbebauung im Mischgebiet wurde bei der Planung berücksichtigt. Auch 
deshalb wird die Lohrstraße verbreitert, um den Bedürfnissen von im Mischgebiet 
zulässigen gewerblichen Nutzungen und der Wohnbebauung gerecht zu werden. 
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Bundesweit werden allgemeine Wohngebiete neben Mischgebieten ausgewiesen. 
Dies stellt keine besondere Situation dar, deren Rechtmäßigkeit mit Gutachten 
überprüft werden müsste. Insofern die im bestehenden Mischgebiet vorhandenen 
Gewerbebetriebe in einem Mischgebiet zulässig sind, ändern sich die 
Voraussetzungen für diese durch die Planung nicht. Dies wird durch die ergänzend 
beauftragte „Schalltechnische Stellungnahme“ durch das Büro Sieber bestätigt. 
Eine Überprüfung im Vorfeld der Bebauungsplanung in Form eines 
Gewerbelärmgutachtens, ob die vorhandenen Betriebe in einem Mischgebiet 
zulässig sind, war aus Sicht der Stadtverwaltung nicht erforderlich, da davon 
ausgegangen wurde, dass diese Überprüfung im Baugenehmigungsverfahren 
erfolgte. 
 
V Belange der Straßenbautechnik: 
Bei Realisierung des Kreisverkehrsplatzes werden alle notwendigen Schritte 
eingeleitet. 
 
 
 
Mit Schreiben vom 22.04.2014 ging folgende Stellungnahme des 
Regierungspräsidiums Tübingen ein: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Zu I. Belange des Luftverkehrs 
 
Das MVI, Referat 35, Herr Kogel, wurde beteiligt. Es ging keine Stellungnahme ein. 
 
 
Zu II. Belange des Denkmalschutzes 
 
Entsprechende Hinweise (Hinweis Nr. 1) zum Archäologischen Denkmalschutz sind 
in den Bebauungsplan aufgenommen worden. 
 
 
 
Mit Schreiben vom 15.042014 reicht die Deutsche Telekom Technik GmbH folgende 
Stellungnahme ein: 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes. 
  
Die Stellungnahme der Telekom wird zur Kenntnis genommen. Alle Anlagen im 
Gebiet können weiterbetrieben werden. 
Eine entsprechende Koordination der Tiefbaumaßnahmen wird wie gewünscht 
erfolgen. 
Es werden keine zusätzlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan übernommen, 
da die gewünschten Festsetzungen bei der Stadt Friedrichshafen übliche Praxis 
darstellen. 
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Mit Schreiben vom 07.05.2014 reicht die Handwerkskammer Ulm folgende 
Stellungnahme ein: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Aufgrund der Tatsache, dass keine Flächen für gewerbliche Nutzung ausgewiesen 
wurden, wurde die Industrie- und Handwerkskammer nicht angeschrieben. Auf 
Nachfrage wurden ihr aber sofort die entsprechenden Unterlagen zur Verfügung 
gestellt und auch die Abgabefrist entsprechend verlängert. 
An der Erschließungsfunktion der Straße ändert sich nichts. Die Straße dient sowohl 
den dort Wohnenden und den dort Gewerbetreibenden als Erschließungsfläche. Der 
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gewählte Querschnitt von 4,75 m ist der Mindestquerschnitt, der benötigt wird, um 
einen Begegnungsfall LKW mit PKW bei verminderter Geschwindigkeit zu 
ermöglichen. Dieser Querschnitt wurde gewählt, um den Bedürfnissen der Anwohner 
und der im dortigen Mischgebiet befindlichen Betriebe gerecht zu werden. 
Die Bestandsbebauung wurde bei der Planung berücksichtigt. Auch deshalb wird die 
Lohrstraße verbreitert, um den Bedürfnissen von im Mischgebiet zulässigen 
gewerblichen Nutzungen und der Wohnbebauung gerecht zu werden. Bundesweit 
werden allgemeine Wohngebiete neben Mischgebieten ausgewiesen. Dies stellt 
keine besondere Situation dar, deren Rechtmäßigkeit mit Gutachten überprüft 
werden müsste. Insofern die im bestehenden Mischgebiet vorhandenen 
Gewerbebetriebe in einem Mischgebiet zulässig sind, ändern sich die 
Voraussetzungen für diese durch die Planung nicht. 
Dies wird durch die ergänzend beauftragte „Schalltechnische Stellungnahme“ durch 
das Büro Sieber bestätigt. 
Eine Überprüfung im Vorfeld der Bebauungsplanung in Form eines 
Gewerbelärmgutachtens, ob die vorhandenen Betriebe in einem Mischgebiet 
zulässig sind, war aus Sicht der Stadtverwaltung nicht erforderlich, da davon 
ausgegangen wurde, dass diese Überprüfung im Baugenehmigungsverfahren 
erfolgte. 
Betriebe, die sich zukünftig in dem bestehenden Mischgebet ansiedeln wollen, 
müssen ebenfalls daraufhin überprüft werden, ob sie dort zulässig sind.  
Grundstücke im Schotterwaldweg sind von eventuell anfallenden 
Erschließungsbeitragskosten durch den Bebauungsplan Nr. 543-1 
„Gesamtentwicklung Berg, Teilbereich 1 und 2“ nicht betroffen. Die dort festgesetzten 
Maßnahmen der Entwässerung beziehen sich ebenfalls nur auf die dort geplante 
neue Bebauung. 
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Die Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Absatz 2 BauGB fand vom 20.03.2014 bis 
zum 21.04.2014 statt. 
Bis zum 23.04.2013 konnten Stellungnahmen abgegeben werden. 

 
Mit Schreiben vom 24.03.2014 brachten Rainer und Marianne Jeromin, 
Schotterwaldweg 6, 88048 Friedrichshafen, nachstehende Stellungnahme vor: 

 

 
 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
An der Erschließungsfunktion der Straße ändert sich nichts. Die Straße dient sowohl 
den dort Wohnenden und den dort Gewerbetreibenden als Erschließungsfläche. Der 
gewählte Querschnitt von 4,75 m ist der Mindestquerschnitt, der benötigt wird, um 
einen Begegnungsfall LKW mit PKW bei verminderter Geschwindigkeit zu 
ermöglichen. Dieser Querschnitt wurde gewählt, um den Bedürfnissen der Anwohner 
und der im dortigen Mischgebiet befindlichen Betriebe gerecht zu werden. 
Grundstücke im Schotterwaldweg sind von eventuell anfallenden 
Erschließungsbeitragskosten durch den Bebauungsplan Nr. 543-1 
„Gesamtentwicklung Berg, Teilbereich 1 und 2“ nicht betroffen. Die dort festgesetzten 
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Maßnahmen der Entwässerung beziehen sich ebenfalls nur auf die dort geplante 
neue Bebauung. 
 
 

Ulrike und Ralf Pfeffer, Lohrstraße 1, 88048 Friedrichshafen gaben mit Schreiben 
vom 02.04.2014 folgende Stellungnahme ab: 
 

 

 

Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Eventuell anfallende Erschließungsbeitragskosten sind nicht Gegenstand der 
Abwägung des Bebauungsplanverfahrens. Das Schreiben wird an das zuständige 
Amt (STP-Steuer und Beiträge) weitergeleitet.  
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Frau Gertrud Heilig, Friedenstraße 38, 88048 Friedrichshafen, reichte mit 
nachstehendem Schreiben folgende Stellungnahme ein: 
 

 

 

Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Gemäß der Aussage des SBA, Abteilung Tiefbau, staut sich das Wasser im Kanal 
zurück. Bisher ist noch nichts an die Oberfläche getreten, aber eine 
Komplettsanierung ist notwendig. 
Die Straße dient sowohl den dort Wohnenden und den dort Gewerbetreibenden als 
Erschließungsfläche. Der gewählte Querschnitt von 4,75 m ist der 
Mindestquerschnitt, der benötigt wird, um einen Begegnungsfall LKW mit PKW bei 
verminderter Geschwindigkeit zu ermöglichen. Dieser Querschnitt wurde gewählt, um 
den Bedürfnissen der Anwohner und der im dortigen Mischgebiet befindlichen 
Betriebe gerecht zu werden. 
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Mit Schreiben vom 14.04.2014 reichte Herr Heinrich Bühler im Namen des B.U.N.D. 
und anderer Naturschutzverbände folgende Stellungnahme ein: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
Die Vermeidungsmaßnahme V2 - Erhalt bestehender Gehölze wird durch den 
Hinweis auf die Anwendung der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ ergänzt. 
Nach § 4c BauGB ist die Stadt Friedrichshafen verpflichtet, „…die erheblichen 
Umweltauswirkungen zu überwachen, […] um insbesondere unvorhergesehene 
nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete 
Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.“ Dabei werden die im Umweltbericht 
beschriebenen geplanten Überwachungsmaßnahmen sowie die Informationen der 
Behörden genutzt. 
Ob ein kontinuierliches Monitoring der Maßnahmen über den vorgesehenen Zeitraum 
von 5 Jahren hinaus erfolgen wird, wird sich im Laufe der Maßnahmenüberwachung 
zeigen. Das Baugesetzbuch gibt keine Mindestdauer der Überwachung vor. 
Es werden Ergänzungen im Monitoringkonzept des Umweltberichts hinsichtlich der 
Art und Weise der Protokollierung vorgenommen. 
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Mit Schreiben vom 15.04.2014 zeigt Herr RA Peter Schierhorn an, dass er die 
Eigentümer der Gebäude Lohrstraße 18, 88048 Friedrichshafen (Barbara, Mimm, 
Christian Mimm, Martina Mimm und Ulrike Rieger) sowie die Eigentümer des 
Gebäudes Lohrstraße 20, 88048 Friedrichshafen (Martina Mimm und Ralf 
Hofmeister) vertritt und reicht im Namen seiner Mandanten folgende Stellungnahme 
ein: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Zu 1. Der Geltungsbereich hat sich vom Aufstellungsbeschluss zum 

Entwurfsbeschluss nicht geändert. 
Da die gesamte Neuplanung sich östlich der Straße anschließt, auf der 
Westseite hingegen planerisch nicht eingegriffen wird und zudem Eigentum 
der Stadt sich nur auf der Ostseite befindet, wurde der Gehweg ausschließlich 
auf die Ostseite gelegt. Dies wird auch entsprechend beibehalten. 

 
Zu 2. Die in der Planbegründung beschriebene Abwasserbeseitigung bezieht sich 

nur auf die geplante Neubebauung.  
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Mit Schreiben vom 15.04.2014 zeigt Herr RA Peter Schierhorn an, dass er die Frau 
Sybille Brauchle, Lohrtraße 16, 88048 Friedrichshafen vertritt und reicht im Namen 
seiner Mandantin folgende Stellungnahme ein: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Zu 1. Der Geltungsbereich hat sich vom Aufstellungsbeschluss zum 

Entwurfsbeschluss nicht geändert. 
Da die gesamte Neuplanung sich östlich der Straße anschließt, auf der 
Westseite hingegen planerisch nicht eingegriffen wird und zudem Eigentum 
der Stadt sich nur auf der Ostseite befindet, wurde der Gehweg ausschließlich 
auf die Ostseite gelegt. Dies wird auch entsprechend beibehalten. 

 
Zu 2. Die in der Planbegründung beschriebene Abwasserbeseitigung bezieht sich 

nur auf die geplante Neubebauung. 
 
 
 
Mit Schreiben vom 17.04.2014 bringen Ulrike Pfeffer, Ralf Pfeffer und Otto Pfeffer, 
Lohrstraße 1, 88048 Friedrichshafen nachstehende Stellungnahme vor: 
 
 

  

 

Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 

Die Straße dient sowohl den dort Wohnenden und den dort Gewerbetreibenden als 
Erschließungsfläche. Der gewählte Querschnitt von 4,75 m ist der 
Mindestquerschnitt, der benötigt wird, um einen Begegnungsfall LKW mit PKW bei 
verminderter Geschwindigkeit zu ermöglichen. Dieser Querschnitt wurde gewählt, um 
den Bedürfnissen der Anwohner und der im dortigen Mischgebiet befindlichen 
Betriebe gerecht zu werden. 
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Mit Schreiben vom 17.04.2014 bringen Rolf und Elke Hildebrand, Schulstraße 19/1, 
88048 Friedrichshafen nachstehende Stellungnahme vor: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 

Zu 1a:  Durch eine Befestigung des Parkplatzes wird die Anzahl der Parkplätze 
nicht verringert, sondern sogar eher durch geordnetes Parken die 
vorhandene Fläche besser genutzt. 

Zu1b: Die Anzahl der notwendigen Parkplätze richtet sich nach den 
Vorschriften der Landesbauordnung. Für Wohnungen wird im 
Bebauungsplan davon nach oben abgewichen. So sind pro Wohnung in 
einem freistehenden Einzelhaus oder einer Doppelhaushälfte statt dem 
vorgeschriebenen einen Stellplatz zwei Stellplätze herzustellen und in 
einem Mehrfamilienhaus 1,5 Stellplätze statt einem. 

Zu 2a: Die Baumauswahl wird von Fachplanern getroffen. Die Anregung wird 
an diese weitergeleitet. 

Zu 2b: Da die beanstandeten Bäume vom Fachgutachter als erhaltenswerte 
Bäume eingestuft wurden, ist eine aktive Fällung und Pflanzung 
anderer Bäume nicht möglich. Jedoch wird bei einem zukünftigen 
Abgang geprüft, ob es Alternativen gibt. 
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Herr Roman Kazimirowicz, Friedenstraße 344,88048 Friedrichshafen, nimmt mit 
Schreiben vom 20.042014 wie folgt zum Bebauungsplan Stellung: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 

Die Friedenstraße ist als Tempo 30-Zone ausgewiesen. Dies soll auch so bleiben.  
Es ist richtig, dass die neue Bebauung zu einer Erhöhung des Verkehrs führt. 
Allerdings hält sich die Erhöhung in Grenzen und besteht nur aus Ziel und 
Quellverkehr. Eine Erhöhung des Durchgangsverkehrs ist aufgrund des gewählten  
Erschließungssystems nicht zu erwarten und der durch die prognostizierten 
Verkehrszahlen erwartete zusätzliche Verkehr verursacht keine Überschreitung der 
zulässigen Lärmgrenzwerte. 
Gleichzeitig wird durch die Verengung der Friedenstraße erreicht, dass die 
Attraktivität der Benutzung der Lohrstraße und der Friedenstraße als Abkürzung 
abnimmt.  
Das Baufenster des gegenüberliegenden neuen Baugrundstücks ist mehr als 21 m 
entfernt. Eine unzulässige Beeinträchtigung aus Verschattung für das Grundstück 
Friedenstraße 34 ist daher nicht zu erwarten. 
Ein Recht auf Unveränderlichkeit der Aussicht besteht nicht. Allerdings wird auch 
keine Blockrandbebauung festgesetzt, sondern eine Bebauung mit Einzel- und 
Doppelhäusern. Diese aufgelockerte Bauweise lässt Blickbeziehungen zu. 
Eine Wertminderung durch das neue Wohngebiet wird nicht gesehen. Der Ortsteil 
Berg erhält durch die „Gesamtentwicklung Berg“ eine erstmalige Ortsmitte. Mit dem 
geplanten neuen Bildungshaus sowie dem geplanten Wohn- und Geschäftshaus 
erfährt diese Ortsmitte eine Aufwertung und es besteht die Möglichkeit, dass sich z. 
B. ein Bäcker ansiedelt, so dass eine gewisse, bisher komplett fehlende 
Nahversorgung entwickeln kann.  
Die Anzahl der notwendigen Parkplätze richtig sich nach den Vorschriften der 
Landesbauordnung. Für Wohnungen wird im Bebauungsplan davon nach oben 
abgewichen. So sind pro Wohnung in einem freistehenden Einzelhaus oder einer 
Doppelhaushälfte statt dem vorgeschriebenen einen Stellplatz zwei Stellplätze 
herzustellen und in einem Mehrfamilienhaus 1,5 Stellplätze statt einem. 
Eventuell anfallende Erschließungsbeitragskosten sind nicht Gegenstand der 
Abwägung des Bebauungsplanverfahrens. Das Schreiben wird an das zuständige 
Amt (STP-Steuer und Beiträge) weitergeleitet. 
 
 
 
 
 
Andreas und Doris Langel, Harrößenstraße 2, 88048 Friedrichshafen reichen mit 
Schreiben vom 19.04.2014 folgende Stellungnahme ein: 
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Stellungnahme des  Stadtplanungsamtes: 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wurde um ein kleines Straßenstück 
reduziert, da es zum jetzigen Zeitpunkt noch keine ausgereifte Planung für den 
Teilabschnitt der Friedenstraße, von der Einmündung Harrößenstraße bis zur 
Grötzelstraße, gibt. Dies hat aber auf eventuell mögliche später zu erhebende 
Erschließungsbeitragskosten keine Auswirkung und berührt auch nicht die 
Grundzüge der Planung. 
Eventuell anfallende Erschließungsbeitragskosten sind nicht Gegenstand der 
Abwägung des Bebauungsplanverfahrens. Das Schreiben wird an das zuständige 
Amt (STP-Steuer und Beiträge) weitergeleitet. 
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Mit Schreiben vom 22.04.2014 reichen Roland und Maria Neubing folgende 
Stellungnahme ein: 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Vergrößerung des Baufensters um eine Tiefe von 6 m wird in den 
Bebauungsplan aufgenommen, da durch diese der Grundgedanke eine internen 
Grünzone erhalten bleibt, die Versiegelung sich insgesamt nicht erhöht, da die 
Grundflächenzahl unverändert bleibt und der Wunsch einer Erweiterung des 
bestehenden Baukörpers um ein untergeordnetes Gebäudeteil nachvollzogen 
werden kann. 
 
 
 
Mit Schreiben vom 16.04.2014 zeigt Herr RA Michael Ense an, dass er Roland 
Hecht, Lohrstraße 21/1, 88048 Friedrichshafen vertritt und reicht im Namen seines 
Mandanten folgende Stellungnahme ein: 
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Stellungnahme des Planungsamtes: 
 
Die Plandarstellung ist nicht widersprüchlich. Perlenketten können nicht nur für die 
Festsetzungen unterschiedlicher Gebietstypen festgelegt werden. Sie können z. B. 
auch zur Kennzeichnung unterschiedlicher Bauweise herangezogen werden. 
Eine Realteilung ist im Übrigen keine Voraussetzung für die Erstellung eines 
Bebauungsplanes. Wäre dies der Fall, würde dies die Verfahrensdauer von 
Bebauungsplanverfahren deutlich verlängern. 
Die Grundlage für die beauftragten Gutachter war der Siegerentwurf des Workshop-
Verfahrens für die „Gesamtentwicklung Berg“. 
 
Zu 1a): 
Die Dr. Brenner Ingenieurgesellschaft wurde beauftragt für den gesamten 
Geltungsbereich der „Gesamtentwicklung Berg“ zu erstellen. Aus diesem Grund 
erscheinen im Gutachten auch Immissionsorte außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 543-1 „Gesamtentwicklung Berg, Teilbereich 1 und 2“. 
Eine Alternativenprüfung fand im Rahmen eines Wettbewerbs in Form des 
Workshop-Verfahrens zur „Gesamtentwicklung Berg“ statt, das dem 
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Bebauungsplanverfahren vorgeschaltet wurde. In diesem Verfahren präsentierten 
drei Planungsbüros in einem mehrstufigen Verfahren interessierten Bürgern, 
Ortschaftsräten, Gemeinderäten und der Verwaltung ihre Entwürfe, darunter auch 
welche die andere Erschließungssysteme vorgeschlagen haben. Diese Entwürfe 
wurden dann nach gemeinsamer Diskussion überarbeitet und dem Preisgericht zur 
Entscheidung vorgelegt. 
Aus dieser Diskussion ging der nun zur Umsetzung vorliegende Entwurf als Sieger 
hervor. Von allen Seiten wurden der geringe Erschließungsaufwand und die 
Vermeidung von Schleichverkehr durch die Wahl des Erschließungssystems 
besonders gelobt. 
Ein Verzicht der Aufnahme der Straßen in den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
wäre ein Planungsmangel und somit rechtlich anfechtbar, da die Lohr- und die 
Friedenstraße als Anliegerstraßen Erschließungsfunktion sowohl für das neue 
Wohngebiet als auch für die vorhandene Mischbaufläche haben und eine gesicherte 
Erschließungsfunktion in einem Bebauungsplan auch gewährleistet werden muss. 
Zudem wurde aufgrund von vorliegenden Anregungen sowohl von Trägern 
öffentlicher Belange als auch von Privaten sowie eigenen Überlegungen eine 
Veränderung des vorhandenen Straßenquerschnitts aufgenommen, um vorhandene 
Problemstellungen zu beseitigen. 
Die Erhebung von Erschließungsbeiträgen ist rechtlich vorgeschrieben und die 
Gemeinden sind daher verpflichtet diese zu erheben. 
Im Übrigen ist dem Gutachter in der Anlage 4.1 ein Fehler unterlaufen. Das Gebäude 
ihres Mandanten liegt nicht in einem allgemeinen Wohngebiet (WA), sondern in 
einem faktischen Mischgebiet. Somit sind die Grenzwerte eingehalten. 
  
Zu 1b: 
Die Bestandsbebauung wurde bei der Planung berücksichtigt. Auch deshalb wird die 
Lohrstraße verbreitert, um den Bedürfnissen von im Mischgebiet zulässigen 
gewerblichen Nutzungen und der Wohnbebauung gerecht zu werden. Bundesweit 
werden allgemeine Wohngebiete neben Mischgebieten ausgewiesen. Dies stellt 
keine besondere Situation dar, deren Rechtmäßigkeit mit Gutachten überprüft 
werden müsste. Insofern die im bestehenden Mischgebiet vorhandenen 
Gewerbebetriebe in einem Mischgebiet zulässig sind, ändern sich die 
Voraussetzungen für diese durch die Planung nicht. 
Diese Einschätzung wurde mit der ergänzenden Beauftragung einer 
„Schalltechnischen Stellungnahme“ durch das Büro Sieber bestätigt. 
Eine Überprüfung im Vorfeld der Bebauungsplanung in Form eines 
Gewerbelärmgutachtens, ob die vorhandenen Betriebe in einem Mischgebiet 
zulässig sind, war aus Sicht der Stadtverwaltung nicht erforderlich, da davon 
ausgegangen wurde, dass diese Überprüfung im Baugenehmigungsverfahren 
erfolgte. 
Betriebe, die sich zukünftig in dem bestehenden Mischgebet ansiedeln wollen, 
müssen ebenfalls daraufhin überprüft werden, ob sie dort zulässig sind.  
  
Zu 2.: 
Die Grundlage für die beauftragten Gutachter war der Siegerentwurf des 
Wettbewerbs im Workshop-Verfahren für die „Gesamtentwicklung Berg“. 
 
Zu 3.: 
Insofern der Imkerbetrieb die zulässigen Lärmwerte der TA Lärm für Mischgebiete 
einhält, bestehen keine Bedenken, dass die beschriebenen Ausprägungen des 
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Betriebs auch weiterhin zulässig sind. Überschreiten diese jedoch die zulässigen 
Grenzwerte, ist der Betrieb im Bestand bereits nicht zulässig. 
 
Mit Schreiben vom 17.04.2014 zeigt Herr RA Michael Ense an, dass er die Rita und 
Dieter Karl, Friedenstraße 21/1, 88048 Friedrichshafen vertritt und reicht im Namen 
seiner Mandanten folgende Stellungnahme ein: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Plandarstellung ist nicht widersprüchlich. Perlenketten können nicht nur für die 
Festsetzungen unterschiedlicher Gebietstypen festgelegt werden. Sie können z. B. 
auch zur Kennzeichnung unterschiedlicher Bauweise herangezogen werden. 
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Eine Realteilung ist im Übrigen keine Voraussetzung für die Erstellung eines 
Bebauungsplanes. Wäre dies der Fall, würde dies die Verfahrensdauer von 
Bebauungsplanverfahren deutlich verlängern. 
Die Grundlage für die beauftragten Gutachter war der Siegerentwurf des Workshop-
Verfahrens für die „Gesamtentwicklung Berg“. 
 
Zu 1a): 
Die Dr. Brenner Ingenieurgesellschaft wurde beauftragt für den gesamten 
Geltungsbereich der „Gesamtentwicklung Berg“ zu erstellen. Aus diesem Grund 
erscheinen im Gutachten auch Immissionsorte außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 543-1 „Gesamtentwicklung Berg, Teilbereich 1 und 2“. 
Eine Alternativenprüfung fand im Rahmen eines Wettbewerbs in Form des 
Workshop-Verfahrens zur „Gesamtentwicklung Berg“ statt, das dem 
Bebauungsplanverfahren vorgeschaltet wurde. In diesem Verfahren präsentierten 
drei Planungsbüros in einem mehrstufigen Verfahren interessierten Bürgern, 
Ortschaftsräten, Gemeinderäten und der Verwaltung ihre Entwürfe, darunter auch 
welche, die andere Erschließungssysteme vorgeschlagen haben. Diese Entwürfe 
wurden dann nach gemeinsamer Diskussion überarbeitet und dem Preisgericht zur 
Entscheidung vorgelegt. 
 
Aus dieser Diskussion ging der nun zur Umsetzung vorliegende Entwurf als Sieger 
hervor. Von allen Seiten wurden der geringe Erschließungsaufwand und die 
Vermeidung von Schleichverkehr durch die Wahl des Erschließungssystems 
besonders gelobt. 
Ein Verzicht der Aufnahme der Straßen in den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
wäre ein Planungsmangel und somit rechtlich anfechtbar, da die Lohr- und die 
Friedenstraße als Anliegerstraßen Erschließungsfunktion sowohl für das neue 
Wohngebiet als auch für die vorhandene Mischbaufläche haben und eine gesicherte 
Erschließungsfunktion in einem Bebauungsplan auch gewährleistet werden muss. 
Zudem wurde aufgrund von vorliegenden Anregungen sowohl von Trägern 
öffentlicher Belange als auch von Privaten sowie eigenen Überlegungen eine 
Veränderung des vorhandenen Straßenquerschnitts aufgenommen, um vorhandene 
Problemstellungen zu beseitigen. 
Die Erhebung von Erschließungsbeiträgen ist rechtlich vorgeschrieben und die 
Gemeinden sind daher verpflichtet diese zu erheben. 
 
  
Zu 1b: 
Die Bestandsbebauung wurde bei der Planung berücksichtigt. Auch deshalb wird die 
Lohrstraße verbreitert, um den Bedürfnissen von im Mischgebiet zulässigen 
gewerblichen Nutzungen und der Wohnbebauung gerecht zu werden. Bundesweit 
werden allgemeine Wohngebiete neben Mischgebieten ausgewiesen. Dies stellt 
keine besondere Situation dar, deren Rechtmäßigkeit mit Gutachten überprüft 
werden müsste. Insofern die im bestehenden Mischgebiet vorhandenen 
Gewerbebetriebe in einem Mischgebiet zulässig sind, ändern sich die 
Voraussetzungen für diese durch die Planung nicht. 
Diese Einschätzung wurde mit der ergänzenden Beauftragung einer 
„Schalltechnischen Stellungnahme“ durch das Büro Sieber bestätigt. 
Eine Überprüfung im Vorfeld der Bebauungsplanung in Form eines 
Gewerbelärmgutachtens, ob die vorhandenen Betriebe in einem Mischgebiet 
zulässig sind, war aus Sicht der Stadtverwaltung nicht erforderlich, da davon 
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ausgegangen wurde, das diese Überprüfung im Baugenehmigungsverfahren 
erfolgte. 
Gasthäuser, die der Versorgung des Gebietes dienen, sind gemäß 
Baunutzungsverordnung (BauNVO)  in einem Allgemeinen Wohngebiet (WA) 
allgemein zulässig. Somit stellt die Festsetzung WA keinen Nutzungskonflikt für das 
„Gasthaus zum Frieden“ dar. 
Im Übrigen setzt der Bebauungsplan Nr. 523, Friedenstraße I aus dem Jahr 1972 für 
die Gebäude Friedenstraße 32 und 34 ein „Reines Wohngebiet“ fest. 
  
 
Zu 2.: 
Die Grundlage für die beauftragten Gutachter war der Siegerentwurf des 
Wettbewerbs im Workshop-Verfahren für die „Gesamtentwicklung Berg“. 
 
 
 
 
Mit Schreiben vom 17.04.2014 zeigt Herr RA Michael Ense an, dass er Kurt Hecht, 
Lohrstraße 21, 88048 Friedrichshafen vertritt und reicht im Namen seines Mandanten 
folgende Stellungnahme ein: 
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Stellungnahme des Planungsamtes: 
 
Die Plandarstellung ist nicht widersprüchlich. Perlenketten können nicht nur für die 
Festsetzungen unterschiedlicher Gebietstypen festgelegt werden. Sie können z. B. 
auch zur Kennzeichnung unterschiedlicher Bauweise herangezogen werden. 
Eine Realteilung ist im Übrigen keine Voraussetzung für die Erstellung eines 
Bebauungsplanes. Wäre dies der Fall, würde dies die Verfahrensdauer von 
Bebauungsplanverfahren deutlich verlängern. 
Die Grundlage für die beauftragten Gutachter war der Siegerentwurf des Workshop-
Verfahrens für die „Gesamtentwicklung Berg“. 
 
Zu 1a): 
Die Dr. Brenner Ingenieurgesellschaft wurde beauftragt für den gesamten 
Geltungsbereich der „Gesamtentwicklung Berg“ zu erstellen. Aus diesem Grund 
erscheinen im Gutachten auch Immissionsorte außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 543-1 „Gesamtentwicklung Berg, Teilbereich 1 und 2“. 
Eine Alternativenprüfung fand im Rahmen eines Wettbewerbs in Form des 
Workshop-Verfahrens zur „Gesamtentwicklung Berg“ statt, das dem 
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Bebauungsplanverfahren vorgeschaltet wurde. In diesem Verfahren präsentierten 
drei Planungsbüros in einem mehrstufigen Verfahren interessierten Bürgern, 
Ortschaftsräten, Gemeinderäten und der Verwaltung ihre Entwürfe, darunter auch 
welche die andere Erschließungssysteme vorgeschlagen haben. Diese Entwürfe 
wurden dann nach gemeinsamer Diskussion überarbeitet und dem Preisgericht zur 
Entscheidung vorgelegt. 
Aus dieser Diskussion ging der nun zur Umsetzung vorliegende Entwurf als Sieger 
hervor. Von allen Seiten wurden der geringe Erschließungsaufwand und die 
Vermeidung von Schleichverkehr durch die Wahl des Erschließungssystems 
besonders gelobt. 
Ein Verzicht der Aufnahme der Straßen in den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
wäre ein Planungsmangel und somit rechtlich anfechtbar, da die Lohr- und die 
Friedenstraße als Anliegerstraßen Erschließungsfunktion sowohl für das neue 
Wohngebiet als auch für die vorhandene Mischbaufläche haben und eine gesicherte 
Erschließungsfunktion in einem Bebauungsplan auch gewährleistet werden muss. 
Zudem wurde aufgrund von vorliegenden Anregungen sowohl von Trägern 
öffentlicher Belange als auch von Privaten sowie eigenen Überlegungen eine 
Veränderung des vorhandenen Straßenquerschnitts aufgenommen, um vorhandene 
Problemstellungen zu beseitigen. 
Die Erhebung von Erschließungsbeiträgen ist rechtlich vorgeschrieben und die 
Gemeinden sind daher verpflichtet diese zu erheben. 
Im Übrigen ist dem Gutachter in der Anlage 4.1 ein Fehler unterlaufen. Das Gebäude 
ihres Mandanten liegt nicht in einem allgemeinen Wohngebiet (WA), sondern in 
einem faktischen Mischgebiet. Somit sind die Grenzwerte eingehalten. 
  
Zu 1b: 
Die Bestandsbebauung wurde bei der Planung berücksichtigt. Auch deshalb wird die 
Lohrstraße verbreitert, um den Bedürfnissen von im Mischgebiet zulässigen 
gewerblichen Nutzungen und der Wohnbebauung gerecht zu werden. Bundesweit 
werden allgemeine Wohngebiete neben Mischgebieten ausgewiesen. Dies stellt 
keine besondere Situation dar, deren Rechtmäßigkeit mit Gutachten überprüft 
werden müsste. Insofern die im bestehenden Mischgebiet vorhandenen 
Gewerbebetriebe in einem Mischgebiet zulässig sind, ändern sich die 
Voraussetzungen für diese durch die Planung nicht. 
Diese Einschätzung wurde mit der ergänzenden Beauftragung einer 
„Schalltechnischen Stellungnahme“ durch das Büro Sieber bestätigt. 
Eine Überprüfung im Vorfeld der Bebauungsplanung in Form eines 
Gewerbelärmgutachtens, ob die vorhandenen Betriebe in einem Mischgebiet 
zulässig sind, war aus Sicht der Stadtverwaltung nicht erforderlich, da davon 
ausgegangen wurde, das diese Überprüfung im Baugenehmigungsverfahren erfolgt. 
Betriebe, die sich zukünftig in dem bestehenden Mischgebet ansiedeln wollen, 
müssen ebenfalls daraufhin überprüft werden, ob sie dort zulässig sind.  
  
Zu 2.: 
Die Grundlage für die beauftragten Gutachter war der Siegerentwurf des 
Wettbewerbs im Workshop-Verfahren für die „Gesamtentwicklung Berg“. 
 
Zu 3.: 
Insofern der Imkerbetrieb die zulässigen Lärmwerte der TA Lärm für Mischgebiete 
einhält, bestehen keine Bedenken, dass die beschriebenen Ausprägungen des 
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Betriebs auch weiterhin zulässig sind. Überschreiten diese jedoch die zulässigen 
Grenzwerte, ist der Betrieb im Bestand bereits nicht zulässig. 
Mit Schreiben vom 23.04.2014 bringt Frau Sybille Brauchle, Lohrstraße 16, 88048 
Friedrichshafen, nachstehenden Stellungnahme vor: 
 
 

 
 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
Flächen für Stellplätze werden nur für das Dorfgemeinschaftshaus und das neue 
Bildungshaus festgesetzt. In den Bereichen mit  Wohnbebauung werden lediglich die 
herzustellende Anzahl geregelt und dass die Stellplätze auf den eigenen 
Grundstücken nachgewiesen werden müssen. 
Die Stellplätze sind daher mit den Festsetzungen des Bebauungsplans in 
Übereinstimmung und werden berücksichtigt.  
Für die bereits bestehende Garage besteht Bestandsschutz.  
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Walter Brummel und Petra Brummel, Grötzelstraße 29/1. 88048 Friedrichshafen, 
nehmen mit Schreiben vom 23.04.2014 wie folgt Stellung: 
 

 

Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Lärmschutzwand wird mit einem Reflexionsverlust von 4 dB(A) ausgeführt, was 
einer absorbierenden Lärmschutzwand entspricht. Eine Überprüfung der Lärmpegel 
durch den Gutachter an den Gebäuden der Grötzelstraße 31 und 29 zeigte eine 
Erhöhung gegenüber den Pegeln ohne Lärmschutzwand von 0,3 dB(A) an. Dies 
entspricht einer geringen und kaum wahrnehmbaren Zunahme. 
 
Das Rücksichtnahmegebot wird beachtet und der Gebietsgewährleistungsanspruch 
ist sichergestellt.  
 
Das Gebäude Grötzelstraße Nr. 29/1 liegt gemäß Flächennutzungsplan in einer 
Mischbaufläche. Die dort zulässigen Lärmwerte werden auch durch die Neuplanung 
eingehalten. 
 
Dem Wunsch das Lärmgutachten zu erhalten, wird nachgekommen. 
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Mit Schreiben vom 21.04.2014 bringen Barbara und Manfred Legner, Schulstraße 2, 
88048 Friedrichshafen folgenden Stellungnahme vor: 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Schulstraße stellt eine historische Straße dar. Erschließungsbeiträge können hier 
nicht erhoben werden. 
Im Übrigen sind eventuell anfallende Erschließungsbeitragskosten nicht Gegenstand 
der Abwägung des Bebauungsplanverfahrens. Das Schreiben wird an das 
zuständige Amt (STP-Steuer und Beiträge) weitergeleitet. 
 
 
 
Frau Beate Kazimirowicz, Finkenweg 1a, CH-8280 Kreuzlingen, nimmt mit Schreiben 
vom 20.04.2014 wie folgt Stellung: 
 

 



52 
 

Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Eventuell anfallende Erschließungsbeitragskosten sind nicht Gegenstand der 
Abwägung des Bebauungsplanverfahrens. Das Schreiben wird an das zuständige 
Amt (STP-Steuer und Beiträge) weitergeleitet. 
Ein recht auf Unveränderlichkeit der Aussicht besteht nicht. Allerdings wird auch 
keine Blockrandbebauung festgesetzt, sondern eine Bebauung mit Einzel- und 
Doppelhäusern. Diese aufgelockerte Bauweise lässt Blickbeziehungen zu. 
Eine Wertminderung durch das neue Wohngebiet wird nicht gesehen. Der Ortsteil 
Berg erhält durch die „Gesamtentwicklung Berg“ eine erstmalige Ortsmitte. Mit dem 
geplanten neuen Bildungshaus sowie dem geplanten Wohn- und Geschäftshaus 
erfährt diese Ortsmitte eine Aufwertung und es besteht die Möglichkeit, dass sich z. 
B. ein Bäcker ansiedelt, so dass eine gewisse, bisher komplett fehlende 
Nahversorgung entwickeln kann.  
Die Anzahl der notwendigen Parkplätze richtet sich nach den Vorschriften der 
Landesbauordnung. Für Wohnungen wird im Bebauungsplan davon nach oben 
abgewichen. So sind pro Wohnung in einem freistehenden Einzelhaus oder einer 
Doppelhaushälfte statt dem vorgeschriebenen einen Stellplatz zwei Stellplätze 
herzustellen und in einem Mehrfamilienhaus 1,5 Stellplätze statt einem. 
 
 
 
Günther und Heike Manner, Friedenstraße 34, 88048 Friedrichshafen, bringen mit 
Schreiben vom 22.04.2014 folgende Stellungnahme vor: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Eventuell anfallende Erschließungsbeitragskosten sind nicht Gegenstand der 
Abwägung des Bebauungsplanverfahrens. Das Schreiben wird an das zuständige 
Amt (STP-Steuer und Beiträge) weitergeleitet. 
Ein Recht auf Unveränderlichkeit der Aussicht besteht nicht. Allerdings wird auch 
keine Blockrandbebauung festgesetzt, sondern eine Bebauung mit Einzel- und 
Doppelhäusern. Diese aufgelockerte Bauweise lässt Blickbeziehungen zu. 
Eine Wertminderung durch das neue Wohngebiet wird nicht gesehen. Der Ortsteil 
Berg erhält durch die „Gesamtentwicklung Berg“ eine erstmalige Ortsmitte. Mit dem 
geplanten neuen Bildungshaus sowie dem geplanten Wohn- und Geschäftshaus 
erfährt diese Ortsmitte eine Aufwertung und es besteht die Möglichkeit, dass sich z. 
B. ein Bäcker ansiedelt, so dass eine gewisse, bisher komplett fehlende 
Nahversorgung entwickeln kann.  
Die Anzahl der notwendigen Parkplätze richtig sich nach den Vorschriften der 
Landesbauordnung. Für Wohnungen wird im Bebauungsplan davon nach oben 
abgewichen. So sind pro Wohnung in einem freistehenden Einzelhaus oder einer 
Doppelhaushälfte statt dem vorgeschriebenen einen Stellplatz zwei Stellplätze 
herzustellen und in einem Mehrfamilienhaus 1,5 Stellplätze statt einem. 
Es ist richtig, dass die neue Bebauung zu einer Erhöhung des Verkehrs führt. 
Allerdings hält sich die Erhöhung in Grenzen und besteht nur aus Ziel-  und 
Quellverkehr. Eine Erhöhung des Durchgangsverkehrs ist aufgrund des gewählten  
Erschließungssystems  nicht zu erwarten und der durch die prognostizierten 
Verkehrszahlen erwartete zusätzliche Verkehr verursacht keine Überschreitung der 
zulässigen Lärmgrenzwerte. 
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Adolf und Erna Kling, Lohrstraße 7, 88048 Friedrichshafen, reichen mit Schreiben 
vom 21.04.2014 folgende Stellungnahem ein: 
 

 

 
 
 
 
 
 



55 
 

Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Eventuell anfallende Erschließungsbeitragskosten sind nicht Gegenstand der 
Abwägung des Bebauungsplanverfahrens. Das Schreiben wird an das zuständige 
Amt (STP-Steuer und Beiträge) weitergeleitet. 
 
Die Straße dient sowohl den dort Wohnenden und den dort Gewerbetreibenden als 
Erschließungsfläche. Der gewählte Querschnitt von 4,75 m ist der 
Mindestquerschnitt, der benötigt wird, um einen Begegnungsfall LKW mit PKW bei 
verminderter Geschwindigkeit zu ermöglichen. Dieser Querschnitt wurde gewählt, um 
den Bedürfnissen der Anwohner und der im dortigen Mischgebiet befindlichen 
Betriebe gerecht zu werden. 
Ein Verzicht der Aufnahme der Straßen in den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
wäre ein Planungsmangel und somit rechtlich anfechtbar, da die Lohr- und die 
Friedenstraße als Anliegerstraßen Erschließungsfunktion sowohl für das neue 
Wohngebiet als auch für die vorhandene Mischbaufläche haben und eine gesicherte 
Erschließungsfunktion in einem Bebauungsplan auch gewährleistet werden muss. 
Zudem wurde aufgrund von vorliegenden Anregungen sowohl von Trägern 
öffentlicher Belange als auch von Privaten sowie eigenen Überlegungen eine 
Veränderung des vorhandenen Straßenquerschnitts aufgenommen, um vorhandene 
Problemstellungen zu beseitigen. 
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Herr Walter Höhn, Friedenstraße 37, 88048 Friedrichshafen, reicht mit Schreiben 
vom 23.04.2014 folgende Stellungnahme ein: 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Eine Vergrößerung des Baufensters im östlichen Bereich um eine Tiefe von 6 m wird 
in den Bebauungsplan aufgenommen, da durch diese der Grundgedanke einer 
internen Grünzone erhalten bleibt, die Versiegelung sich insgesamt nicht erhöht, da 
die Grundflächenzahl unverändert bleibt und so eine Erweiterung des bestehenden 
Baukörpers um ein untergeordnetes Gebäudeteil ermöglicht wird. 
Ein komplettes Schließen des Baufelds ist nicht möglich, da ansonsten der 
Grundgedanke  einer internen Grünzone, der als Grundzug der Planung zu 
betrachten ist aufgegeben werden würde.  
 
Grundstücksverhandlungen sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 
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Herr Wolfgang Dillmann, Waggershauserstraße 132, 88045 Friedrichshafen, nimmt 
mit Schreiben vom 24.04.2014 wie folgt Stellung: 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Lärmschutzwand wird mit einem Reflexionsverlust von 4 dB(A) ausgeführt, was 
einer absorbierenden Lärmschutzwand entspricht. Eine Überprüfung der Lärmpegel 
durch den Gutachter an den Gebäuden der Grötzelstraße 31 und 29 zeigte eine 
Erhöhung gegenüber den Pegeln ohne Lärmschutzwand von 0,3 dB(A) an. Dies 
entspricht einer geringen und kaum wahrnehmbaren Zunahme. 
 
Das Rücksichtnahmegebot wird beachtet und der Gebietsgewährleistungsanspruch 
ist sichergestellt.  
 
Das Gebäude Grötzelstraße Nr. 29/1 liegt gemäß Flächennutzungsplan in einer 
Mischbaufläche. Die dort zulässigen Lärmwerte werden auch durch die Neuplanung 
eingehalten. 
Dem Wunsch das Lärmgutachten zu erhalten wird nachgekommen. 
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Andreas und Susanne Zellner, Friedenstraße 32, 88048 Friedrichshafen, nehmen mit 
Schreiben vom 23.04.2014 wie nachstehend Stellung: 
 

 
 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Anzahl der notwendigen Parkplätze richtig sich nach den Vorschriften der 
Landesbauordnung. Für Wohnungen wird im Bebauungsplan davon nach oben 
abgewichen. So sind pro Wohnung in einem freistehenden Einzelhaus oder einer 
Doppelhaushälfte statt dem vorgeschriebenen einen Stellplatz zwei Stellplätze 
herzustellen und in einem Mehrfamilienhaus 1,5 Stellplätze statt einem. 
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Frau Ingrid Vollmer, Dießener Straße 2, 80638 München, reicht mit Schreiben vom 
24.04.2014 folgende Stellungnahme ein: 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Lärmschutzwand wird mit einem Reflexionsverlust von 4 dB(A) ausgeführt, was 
einer absorbierenden Lärmschutzwand entspricht. Eine Überprüfung der Lärmpegel 
durch den Gutachter an den Gebäuden der Grötzelstraße 31 und 29 zeigte eine 
Erhöhung gegenüber den Pegeln ohne Lärmschutzwand von 0,3 dB(A) an. Dies 
entspricht einer geringen und kaum wahrnehmbaren Zunahme. 
 
Die Lärmschutzwand wird eine maximale Höhe von 2,50 m erhalten und wird begrünt 
werden. 
 
Das Rücksichtnahmegebot wird beachtet und der Gebietsgewährleistungsanspruch 
ist sichergestellt.  
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Die frühzeitige Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 543 
„Gesamtentwicklung Berg“ nach § 4 Abs. 1 BauGB wurde vom 24.10.2013 bis zum 
24.11.2013 durchgeführt. 
 
 
Es sind Stellungnahmen folgender Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange eingegangen: 
 
 
Polizeidirektion Friedrichshafen 
 
Landratsamt Bodenseekreis 
 
Stadtverkehr Friedrichshafen 
 
Regierungspräsidium Tübingen 
 
Stadtwerk am See 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
 
 
Der Regionalverband Bodensee Oberschwaben teilte lediglich mit, dass keine 
Einwände bestehen. 
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Am 31.10.2013 nahm die Polizeidirektion Friedrichshafen wie folgt Stellung zum 
Bebauungsplan: 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Hinweise der Polizeidirektion werden zur Kenntnis genommen und im weiteren 
Verfahren in Kooperation mit der zuständigen Verkehrsbehörde geprüft. 
Ein Gehweg in der Lohrstraße wurde aufgenommen. 
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Am 21.11.2013 nahm das Landratsamt Bodenseekreis wie folgt Stellung zum 
Bebauungsplan: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Zu A I. Belange des Wasser- und Bodenschutzes 
 
Die Abstimmung der gesamten Entwässerungsplanung mit der unteren 
Wasserbehörde wird verfahrensbegleitend durchgeführt und den rechtlichen 
Bestimmungen gemäß Wasserrecht angezeigt. 
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Zu A. II Belange der Straßenbautechnik 
 
Der geplante bebaute Bereich außerhalb des Erschließungsbereiches liegt nicht in 
dem Teilbereichen 1 und 2, die im ersten Bauabschnitt zur Entwicklung kommen 
sollen, sondern in einem Bauabschnitt der erst in einigen Jahren zur Umsetzung 
ansteht. Entsprechende Gespräche zur Überwindung der Erschließungsproblematik 
werden daher zu einem späteren Zeitpunkt geführt. 
 
 
Zu C I Belange des Natur- und Landschaftsschutzes: 
 
Im Bebauungsplanentwurf sind erhaltenswerte Bäume mit Pflanzbindungen versehen 
worden und die Festsetzung bezüglich insektenschonender Außenbeleuchtung 
wurde aufgenommen. 
 
 
Zu C II Belange des Wasser– und Bodenschutzes: 

1. Die entsprechende Betrachtung des Gutes „Boden“ wurde im Umweltbericht 
abgehandelt und entsprechende Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des 
Geltungsbereiches festgelegt. 
Auch dem Grundsatz des schonenden Umgangs mit Grund und Boden wird 
Rechnung getragen. Bei den wenigen großen Grundstücken ist als Bauweise 
Doppel- und Einzelhaus festgesetzt, so dass bei Bedarf eine entsprechend 
dichtere Bebauung möglich ist. Die Grundstücksgrößen für Einzelhäuser 
liegen überwiegend zwischen 450 m² und 600 m² und bei Doppelhäusern 
zwischen 250 m² und 300 m². 
 

2. Die Empfehlung für Starkregenereignisse wird zur Kenntnis genommen und in 
der weiteren Planung entsprechend berücksichtigt. 

 
Zu C III Belange des Immissionsschutzes: 
 
Ein entsprechendes Gutachten wurde eingeholt und die daraus resultierenden 
Maßnahmen in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
Zu C IV Belange der Landwirtschaft: 
 

1. Der Hinweis auf die nördlich angrenzenden Intensivobstanlagen wird zur 
Kenntnis genommen und in der Planung beachtet. 
 

2. Auf entsprechende feuerbrandgefährdete Gehölze wird verzichtet. 
 
 
Zu C V Belange der Straßenbautechnik: 
 
Der geplante Kreisverkehr wird Bestandteil eines erst später zur Realisierung 
anstehenden Bauabschnittes. Die Stellungnahme hierzu wird zur Kenntnis 
genommen und zu einem späteren Zeitpunkt berücksichtigt. 
 
 



66 
 

Am 21.11.2013 ging nachstehendes Schreiben vom Stadtverkehr Friedrichshafen 
GmbH ein: 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die beiden Haltestellen werden entsprechend berücksichtigt. Eine befindet sich im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfes Nr. 543-1 und zwar im Teilbereich 2. 
Die entsprechende Fläche ist als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung 
gesichert. 
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Nachstehendes Schreiben vom Regierungspräsidium Tübingen ging am 25.11.2013 
ein: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Zu I Belange des Naturschutzes: 
Bezüglich des Artenschutzes wurden im Umweltbericht ergänzende Aussagen 
getroffen. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass für die Artengruppen Vögel, Säugetiere, 
Reptilien und Amphibien sowie für geschützte Wirbellose erhebliche 
Beeinträchtigungen  durch die geplante Bebauung ausgeschlossen werden können. 
Es ist nicht zu erwarten, dass Verbotsbestände des § 44 BNatSchG bzw. des Art. 12 
FFH-RL und Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie eintreten. Ein Ausnahmeverfahren gem. 
§ 45 (8) BNatSchG ist nicht erforderlich. 
 
 
Zu II Belange des Luftverkehrs: 
 
Das MVI, Referat 35 wird im weiteren Verfahren beteiligt. 
 
 
Zu III Belange des Denkmalschutzes 

1. Bau- und Kunstdenkmalpflege 
 
Im Flächennutzungsplan 2015 der Verwaltungsgemeinschaft Friedrichshafen – 
Immenstaad, genehmigt vom Regierungspräsidium Tübingen am 14.06.2006, 
wurden die jetzt überplanten Flächen als geplante Mischbauflächen dargestellt. In 
den Beteiligungsverfahren zum Flächennutzungsplan wurde das 
Regierungspräsidium gehört und es gab keine Stellungnahme seitens des 
Denkmalschutzes bezüglich dieser Flächen. In der Flächennutzungsplanung ist 
grundsätzliche Eignung der Siedlungsflächen zu prüfen, weshalb die prinzipiellen 
Bedenken im Rahmen dieses Verfahrens vorzubringen waren. Die Stadt 
Friedrichshafen hat als Oberzentrum entsprechende und ausreichende Flächen für 
ihre Entwicklung auszuweisen und ein Verzicht auf diese Flächen geht zu Lasten der 
vorgesehenen Stadtentwicklung. 
Zudem werden über die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung 
Vorkehrungen getroffen, dass die landschaftsprägende Lage der Pfarrkirche St. 
Nikolaus auch weiterhin erhalten bleibt. Die Topographie – das Plangebiet liegt 
deutlich tiefer - unterstützt die Unterordnung der geplanten Bebauung ebenfalls. 
Des Weiteren bewirkt der Grünzug „Grüne Mitte“ auch im Plangebiet einen ständigen 
Blickbezug auf die Kirche. Der ganze Entwurf ist auf die prägende Wirkung der 
Kirche auf die Landschaft ausgerichtet. 
 
Ein Verzicht auf die Entwicklung der Flächen kommt daher nicht in Betracht. 
 

2. Archäologische Denkmalpflege 
 
Im Bebauungsplan wurde ein Hinweis (Hinweis 1) aufgenommen, der die 
entsprechende Vorgehensweise beinhaltet. 
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Mit Schreiben vom 25.11.2013 reichte das Stadtwerk am See folgende 
Stellungnahme ein: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Trafostation kann verbleiben: Eine entsprechende Aufnahme in den 
Bebauungsplan ist erfolgt. 
Inwiefern das Grundstück erworben werden kann ist mit dem Amt für Vermessung 
und Liegenschaften abzuklären und nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 
 
 
 
Mit Schreiben vom 26.11.2013 teilt die Deutsche Telekom Technik GmbH folgendes 
mit: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die Stellungnahme der Telekom wird zur Kenntnis genommen. Alle Anlagen im 
Gebiet können weiterbetrieben werden. 
Eine entsprechende Koordination der Tiefbaumaßnahmen wird wie gewünscht 
erfolgen. 
Es werden keine zusätzlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan übernommen, 
da die gewünschten Festsetzungen bei der Stadt Friedrichshafen übliche Praxis 
darstellen. 
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Die frühzeitige Beteiligung der Bürger fand vom 28.10.2013 bis zum 18.11.2013 statt. 
Bis zum 20.11.2013 konnten Stellungnahmen abgegeben werden. 
 
In dieser Zeit gingen drei Stellungnahmen ein. 
 
Herr Hubert Knoblauch brachte per E-Mail am 06.11.2013 folgendes vor: 
 

 

 
 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Da auf dieser Böschungsfläche sowohl Ausgleichsmaßnahmen als auch 
Schallschutzmaßnahmen vorgesehen sind, steht ein Verkauf nicht zur Disposition. 
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Bezüglich Werbeanlagen werden in den örtlichen Bauvorschriften folgende 
Festsetzungen getroffen: 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und straßenzugewandt zulässig, 
je werbende Einrichtung nur 1 Werbung. 
Werbeanlagen an baulichen Anlagen in einer Höhe von mehr als 3,00 m über der 
angrenzenden Erschließungsstraße sind nicht zulässig. 
Freistehende Werbeanlagen sind nur als Sammelwerbeanlagen (für mehrere 
Betriebe an der Stätte der Leistung) ausnahmsweise zulässig. Diese dürfen eine 
Höhe von 3,00 m über der angrenzenden Erschließungsanlage sowie eine 
Gesamtansichtsfläche von 2,50 qm nicht übersteigen. 
Ob das gewünschte Werbeschild diesen Anforderungen erfüllt, ist in einem 
Baugesuchsverfahren zu entscheiden. 
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Im Namen der Familie Effner gab Rechtsanwalt Dr. Martin Arnold mit Schreiben vom 
15.11.2013 folgende Stellungnahme ab: 
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Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Im Bebauungsplan ist vorgesehen die Lohrstraße auf einen Regelquerschnitt von 
4,75 m auszubauen. Des Weiteren ist ein einseitiger Gehweg von 1,50 m Breite 
geplant. 
Mit diesem Ausbaustandard ist sowohl das Befahren mit landwirtschaftlichen 
Fahrzeugen gewährleistet als auch ein ausreichender Standard vorhanden, um der 
untergeordneten Erschließungsfunktion der Lohrstraße gerecht zu werden. 
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Bezüglich der Erweiterungsabsichten des landwirtschaftlichen Betriebs der Familie 
Effner ändert der Bebauungsplan nichts. Bereits jetzt ist die Umgebungsbebauung 
überwiegend durch Wohnbebauung geprägt, so dass sich hinsichtlich des Betriebs 
und der einschlägigen Grenzwerte im Vergleich zum Bestand keine Veränderungen 
ergeben. 
 
 
 
Mit Schreiben vom 19.11.2013 bringt Herr Horst Baldauf nachstehende 
Stellungnahme vor: 
 

 



78 
 

 
 
Stellungnahme des Stadtplanungsamtes: 
 
Die im Wettbewerbsentwurf dargestellten Verengungen der Fahrbahn der 
Grötzelstraße und der Friedensstraße finden in den Bebauungsplan für die 
Teilbereiche 1 und 2 keine Aufnahme. Ob sie im weiteren Verlauf der Grötzelstraße 
in den weiteren Bauabschnitten aufgenommen werden und wenn, in welcher Form, 
steht noch nicht fest. 
Es ist auch Anliegen der Stadtverwaltung einen problemlosen und sicheren 
Verkehrsfluss zu gewährleisten. 
 
 


